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in der Schaffung eines „Nutzens“ für 
den Zusammenhalt in der Familie. Es 
geht um Wahrung oder Erzeugung 
gemeinsamen Sinns (z.B. Gründung 
einer Familienstiftung). Man könnte 
sagen, es geht bei diesem Mentalen 
Modell immer wieder um die Suche 
nach Herausforderungen und Zielen 
zu Investition und Gewinn und auch 
um die Abwehr von Depression und 
Geldentwertung. Der Gesichtspunkt 
der Ablösung und der Nachfolge 
spielt in dieser Konstellation kaum 
eine Rolle. Die Attraktivität der Zuge-
hörigkeit ist hier weniger an einzelne 

Personen gebunden als vielmehr an 
die Vorteile die aus einem Pooling des 
Vermögens resultieren.

IV. Zusammenfassung

Die vier skizzierten Mentalen Modelle 
von Unternehmerfamilien geben 
einen ersten Überblick über typische 
Denk- und Handlungsmuster. Hierauf 
basieren bestimmte Strukturentwick-
lungen, aber auch spezifische Kon-
fliktlogiken, die sich meist im Kon-
text der Ablösung eines Mentalen 

Modells durch ein anderes im Zuge 
der Nachfolge entzünden. Mitglieder 
von Unternehmerfamilien sind gut 
beraten, sich des strukturellen Risikos 
ihres Familienunternehmens sowie 
des dominanten Mentalen Modells 
in der Unternehmerfamilie bewusst 
zu werden. Hierdurch können nach 
Ansicht der Verfasser ein Großteil 
der immer wieder zu beobachten-
den Konflikt- und Krisendynamiken 
verhindert und risikoabsorbierende 
Strukturen eines effektiven Famili-
enmanagement-Systems aufgebaut 
werden.
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Fünf Jahre nach Inkrafttreten des „neuen“ Umwandlungs-
steuergesetzes liegt nun seit wenigen Monaten der neue 
Umwandlungssteuererlass vor. Auf über 170 Seiten nimmt das 
Schreiben der Finanzverwaltung zu verschiedensten steuer-

lichen Fragestellungen i.V.m. Umwandlungsvorgängen Stellung und schafft damit 
Rechtssicherheit bei Umstrukturierungsmaßnahmen. Allerdings gibt es weiterhin 
viele steuerliche Fallstricke, die bei der Umwandlung von Familienunternehmen auf 
Grund ihrer spezifischen Strukturen zu beachten sind. Der nachfolgende Beitrag 
gibt in seinem ersten Teil zunächst einen Überblick über steuerrechtliche Normen, 
die Unternehmensumstrukturierungen erleichtern sollen. In einem zweiten Teil wird 
der neue Umwandlungssteuererlass kurz vorgestellt. Im dritten Teil werden sodann 
ausgewählte Praxisprobleme anhand von Beispielsfällen dargestellt.

I. Überblick über das  
 Umwandlungssteuer- 
 gesetz und verwandte  
 Vorschriften

Auch wenn sich Familienunter-
nehmen durch ein hohes Maß an 
Beständigkeit auszeichnen, gibt es 
doch verschiedene Anlässe, die eine 
Änderung der Rechtsform oder aber 
die Neustrukturierung des von den 
Gesellschaftern oder den Familienge-
sellschaften selbst gehaltenen Vermö-
gens erfordern.

Die Regeln zur ertragsteuerlichen 
Behandlung von Verschmelzungen, 
Spaltungen bzw. Ausgliederungen 
und Formwechseln (beispielsweise 
eines Rechtsformwechsels von der 
Personen- in die Kapitalgesellschaft 
und umgekehrt) hat der Gesetzge-
ber im Umwandlungssteuergesetz 
(kurz: UmwStG) zusammengefasst. 
Daneben gibt es noch weitere Nor-
men im Einkommensteuerrecht, die 
die unentgeltliche Übertragung von 
Unternehmenseinheiten oder einzel-
nen Wirtschaftsgütern begünstigen.

Einen groben Überblick über die ein-
schlägigen Normen und deren Rege-
lungsinhalt vermitteln Abbildung 1 
und 2.
Die Besonderheit all dieser Normen 
liegt darin, dass unter den im Einzel-
nen geregelten Voraussetzungen eine 
ertragsteuerneutrale Umwandlung 
bzw. Strukturveränderung möglich 
ist. Angesichts der oftmals im Fami-
lienunternehmen gebildeten hohen 
stillen Reserven in einzelnen betrieb-
lichen Einheiten oder aber auch nur in 
einzelnen Wirtschaftsgütern ist daher 
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ein gewisses Grundverständnis dieser 
Normen und eine Kenntnis damit ver-
bundener Fallstricke sowohl für den 
Familienunternehmer als auch dessen 
Berater unerlässlich.

Mit dem Gesetz über steuerliche 
Begleitmaßnahmen zur Einführung 
der Europäischen Gesellschaft und 
zur Änderung weiterer steuerrecht-
licher Vorschriften (SEStEG) vom 
07.12.20061 hat der Gesetzgeber das 

1 BStBl 2007, Teil I, S. 4 ff.

deutsche Umwandlungssteuerrecht 
auf eine neue Grundlage gestellt. 
Gegenüber dem zuvor gültigen 
UmwStG haben sich insbesondere 
folgende Änderungen ergeben:

Für alle Arten von Umwandlungen 
ist aufgrund von der Einordnung als 
Veräußerungstatbestand grundsätz-
lich der gemeine Wert anzusetzen 
(= Aufdeckung der stillen Reser-
ven). Unter bestimmten Voraussetzun-
gen können auf Antrag die Buchwerte 

oder auch Zwischenwerte angesetzt 
werden. Dieses Ansatzwahlrecht 
bzw. „Buchwertprivileg“ setzt ins-
besondere voraus, dass das deutsche 
Besteuerungsrecht an den überge-
henden Wirtschaftsgütern und/oder 
an den Anteilen nicht verloren geht 
und dass außer der Gewährung von 
Gesellschaftsrechten keine weiteren 
Gegenleistungen eingeräumt werden. 
Eine Ausnahme besteht insoweit nur 
bei den in den §§ 20, 21 UmwStG 
geregelten Einbringungsfällen.

Abb. 1: Übersicht Strukturveränderungen/Umwandlungen

Abb. 2: Strukturveränderungen/Umwandlungen bei Kapitalgesellschaften
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Innerhalb der EU bzw. des EWR 
besteht die Möglichkeit einer grenz-
überschreitenden Umwandlung, 
d.h. das UmwStG ist auch „über die 
Grenze“ hinaus anwendbar. Gehen in 
diesen Fällen aber deutsche Besteu-
erungsrechte verloren, führt dies 
zum Ansatz der gemeinen Werte 
und damit zur Aufdeckung der stil-
len Reserven. Insoweit hat also nur 
eine „Pseudo-Europäisierung“ des 
Umwandlungssteuerrechts stattge-
funden.

Die Bindung der Handelsbilanz für 
die Steuerbilanz (Maßgeblichkeit) 
wurde aufgegeben. Dies bedeutet, 
dass in der für Umwandlungszwecke 
erstellten „Übertragungsbilanz“ steu-
erlich ein Buchwertansatz zulässig ist, 
obwohl in der Handelsbilanz stille 
Reserven offengelegt wurden. 

II. Der neue Umwand- 
 lungssteuererlass – eine  
 Kurzübersicht

Im neuen Umwandlungssteuererlass 
(kurz: UmwSt-Erlass) vom 11.11.20112 
hat die Finanzverwaltung – nur 
1.795 Tage nach der Verkündung 
des neuen UmwStG – ihr BMF-Sch-
reiben zur Anwendung der gesetzli-
chen Regelungen veröffentlicht und 
für die Praxis wichtige Auslegungs-
fragen über den „richtigen Weg“ 
beantwortet. Für die Vergangenheit 
(d.h. bis zum 31.12.2011) wurden als 
Tribut für die massive Verzögerung 
großzügige Übergangsregelungen 
geschaffen.

Die Randnummern (kurz: Rn.) des 
UmwSt-Erlasses orientieren sich an 
den Paragrafen des UmwStG, zu 
denen sie gehören (z.B. gehören 
die Rn. 03.01 ff. zu § 3 UmwStG). 
Einen Überblick über die Struktur des 
UmwStG und des Erlasses gibt die 
Übersicht in Abbildung 3.

Am Ende des UmwSt-Erlasses gibt es 
noch Rn. mit speziellen Themen ohne 
Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
Paragrafen, insbesondere

2 BStBl 2011 Teil I S. 1314 ff.

zu Fragestellungen der Organ-
schaft in Umwandlungsfällen,

zu Übergangsregelungen,

zu Auswirkungen von Umwand-
lungen auf das steuerliche Einla-
gekonto.

III. Ausgewählte aktuelle  
 Praxisprobleme

1. Das Problem des  
 Sonderbetriebsvermögens

Gesellschafter von Familienunterneh-
men in der Rechtsform der Personen-
gesellschaft (z.B. einer GmbH & Co. 
KG) besitzen häufig Vermögenswerte 
außerhalb des sog. Gesamthands-
vermögens, die sie der Personenge-
sellschaft zur Nutzung überlassen, 
beispielsweise eine im Eigentum des 
Unternehmens stehende Betriebsim-
mobilie oder aber auch nur die seit 
Jahren im Unternehmen aufgelau-
fenen Gewinnanteile, die dem Dar-
lehenskonto der Gesellschafter gut-
geschrieben werden. Obwohl es sich 
zivilrechtlich um Vermögenspositio-
nen im Eigentum des Gesellschafters 
handelt, gehören diese steuerlich 
zum Betriebsvermögen der Personen-
gesellschaft und stellen steuerliches 
Sonderbetriebsvermögen dar.

An folgendem Beispielsfall wird deut-
lich, welche steuerlichen Problem-
fragen sich ergeben können, wenn 

es bei einer Personengesellschaft, 
deren Gesellschafter solches Son-
derbetriebsvermögen besitzen, zu 
Strukturveränderungen kommt.

Beispiel 1 

Die Gesellschafter A, B, C und 
D der Unternehmensgruppe U, 
bestehend aus drei teilweise gesell-
schafteridentischen GmbH & Co. 
KGs überlegen, ihre drei Gesell-
schaften unter dem Dach einer 
Holdinggesellschaft zu bündeln.

A besitzt eine wertvolle Immobilie, 
die er der GmbH & Co. KG 1 ent-
geltlich zur Nutzung überlässt. Um 
im Zuge der Holdinggründung eine 
Anteilsverschiebung zugunsten des 
A zu vermeiden, streben die Gesell-
schafter nach Möglichkeit an, die 
Immobilie bei A zu belassen.

Die Abbildungen 4 und 5 verdeutli-
chen die Ausgangsstruktur und die 
gewünschte Zielstruktur:

Lösung

Grundsätzlich stellt die geplante Ein-
bringung der Mitunternehmeranteile 
der Gesellschafter A,B,C und D in die 
neue Holding GmbH & Co. KG einen 
Anwendungsfall des § 24 UmwStG 
dar, sofern die aufnehmende Gesell-
schaft eine Mitunternehmerschaft ist 
und die einbringenden Gesellschafter 
im Gegenzug Gesellschaftsrechte an 

Vermögensübergang

           von                            auf

handels- 
rechtlicher Weg

§§ des UmwStG 
und abgebildet 
im UmwSt-Erlass

Körperschaft Personenunterneh-
men

Verschmelzung, 
Spaltung, Form-
wechsel

2. Teil: §§ 3–9 und 
4. Teil: § 16 
5. Teil: § 18

Körperschaft Körperschaft 
(Vollübertragung)

Verschmelzung 3. Teil: §§ 11–13 
5. Teil: § 19

Körperschaft Körperschaft 
(Teilübertragung)

Spaltung 4. Teil: § 15 
5. Teil: § 19

Personenunter-
nehmen; Körper-
schaften (z.B. bei 
Ausgliederung)

Körperschaft Verschmelzung, 
Spaltung, Form-
wechsel, Einbrin-
gung durch Einzel-
rechtsnachfolge

6. Teil: §§ 20–23 
8. Teil: § 25

Personenunterneh-
men, Körperschaft

Personen- 
unternehmen

Verschmelzung, 
Spaltung, Form-
wechsel, Einbrin-
gung

7. Teil: § 24

Abb. 3: Übersicht UmwStG und UmwSt-Erlass
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der Holdinggesellschaft erhalten, also 
im steuerlichen Sinne Mitunternehmer 
werden oder ihren bereits gehaltenen 
Kapitalanteil aufstocken.

Allerdings ist es im Fachschrift-
tum umstritten, ob eine nach § 24 
UmwStG begünstigte (steuerneut-
rale) Einbringung von Mitunterneh-
meranteilen vorliegt, wenn zu dem 
eingebrachten Mitunternehmeranteil 
auch funktional wesentliches Son-
derbetriebsvermögen gehört und 
dieses Sonderbetriebsvermögen nicht 
in das Gesamthandsvermögen der 
aufnehmenden Personengesellschaft 
eingebracht wird.3 Leider enthält der 
UmwSt-Erlass zu dieser Problemstel-
lung keine eindeutige Aussage. Der 
Hinweis in Rn. 24.05 des UmwSt-
Erlasses, dass es im Rahmen des 
§ 24 UmwStG ausreichend ist, wenn 
das eingebrachte Betriebsvermögen 
teilweise Sonderbetriebsvermögen 
des Einbringenden bei der überneh-
menden Mitunternehmerschaft wird, 
bringt für den hier vorliegenden Fall 
der Begründung einer doppelstöcki-
gen Personengesellschaft nicht die 
erforderliche Rechtsklarheit. Denn die 
Immobilie würde weiterhin Sonder-
betriebsvermögen des nunmehr mit-
telbar beteiligten Gesellschafters A 
bei der GmbH Co. & KG 1 bleiben 
(§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG). 
Daher kann nur durch Beantragung 
einer verbindlichen Auskunft Rechts-
sicherheit erlangt werden.

Um mit Sicherheit in den Anwen-
dungsbereich des § 24 UmwStG 
zu gelangen, müsste somit A seine 
Immobilie im Zuge der Gründung der 
Holding GmbH & Co. KG mit in das 
Gesamthandsvermögen dieser Gesell-
schaft einbringen. Dies wiederum 
würde aber zu der nicht gewünsch-
ten Anteilsverschiebung und darüber 
hinaus auch zu grunderwerbsteuerli-
chen Fragestellungen führen. Wenn 
die Gesellschafter bereit sind, ihre 
Zielstruktur zu verändern, so könnte 

3 Patt, in Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, Um-
wandlungssteuerrecht, 7. Aufl., § 24 Rn. 94; a.A. 
Schmitt, in Schmitt/Hörtnagl/Stratz, Umwandlungs-
steuergesetz, 5. Aufl., § 24 Rn. 66

auch die GmbH & Co. KG 1 als Hol-
dinggesellschaft fungieren, in die die 
GmbH & Co. KG 2 und 3 eingebracht 
werden. Gegebenenfalls kann dann in 
einem zweiten Schritt der operative 
Geschäftsbetrieb der GmbH & Co. 
KG 1 in eine neue Tochter-GmbH & 
Co. KG eingebracht und so im End-
ergebnis die vorstehend in Abbildung 
5 dargelegte Zielstruktur erreicht 
werden. Aus dem vorstehenden, 
eher einfachen Beispiel werden die 
Schwachpunkte des UmwSt-Erlasses 
deutlich: Manche gesellschaftsrecht-
lich gewünschte Struktur kann steuer-
lich neutral nur über Umwege erreicht 
werden, die teilweise mit erheblichen 
organisatorischen Mühen und Kosten 
verbundenen sind.

Beispiel 2

Das Grundstück gehört bisher A 
und B in Bruchteilsgemeinschaft 
und wird unentgeltlich an die 
GmbH & Co. KG 1 überlassen. Im 
Zuge der beabsichtigten Holding-
gründung soll das Grundstück aber 
entgeltlich überlassen werden, da 
durch die Aufnahme von C und D 
in die Holding ansonsten Ungleich-
gewichte entstehen würden.

Lösung

Durch die geplante entgeltliche Über-
lassung des gemeinschaftlich von A 
und B gehaltenen Grundbesitzes an 
die GmbH & Co. KG 1 wird eine eigen-
ständig zu beurteilende gewerbliche 
Tätigkeit der zwischen A und B vorlie-
genden Vermietungs-GbR begründet. 
Es entsteht eine sogenannte mitun-
ternehmerische Betriebsaufspaltung 
zwischen dieser Vermietungs-GbR 
und der GmbH & Co. KG 1. Eine 
ursprüngliche Entwurfsfassung des 
UmwSt-Erlasses (Stand 16.02.2011) 
sah für diesen Fall eine Regelung vor, 
mit deren Hilfe eine ertragsteuerneu-
trale Einbringung der GmbH & Co. 
KG in die geplante Holdinggesell-
schaft nach § 24 UmwStG möglich 
gewesen wäre. Der Formulierungs-
vorschlag wurde aber in den endgül-
tigen UmwSt-Erlass nicht übernom-
men, sodass die Anwendung des § 24 
UmwStG in der zuvor im Beispiel 2 
dargestellten Sachverhaltsvariante 
nicht sichergestellt ist.4

4 Vgl. zu dieser Problematik im Einzelnen auch 
Strahl in Stahl/Strahl/Carlé/Fuhrmann/Demuth, Um-
strukturierung in der Gestaltungspraxis S. 119 ff., 
Rn. 21–25

Abb. 5: Zielstruktur

Abb. 4: Ausgangsstruktur
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Beispiel 3  
(Sachverhaltsergänzung)

Gesellschafter A, B, C und D haben 
aus gutgeschriebenen Gewinnan-
teilen hohe Darlehensforderungen 
gegenüber den jeweiligen Kom-
manditgesellschaften und wollen 
diese im Zuge der Holdinggrün-
dung nicht in die Holding KG ein-
bringen. Falls die Darlehensforde-
rungen dennoch aus steuerlichen 
Gründen in die Holdinggesellschaft 
eingebracht werden müssen, ist 
eine Gutschrift der Darlehensbe-
träge auf den jeweiligen für die 
Gesellschafter bei der Holding 
KG geführten Darlehenskonten 
erwünscht.

Lösung

Auch in diesem Fall ist die Anwendung 
des § 24 UmwStG gefährdet. Bei der 
Variante, bei der die Darlehensfor-
derungen gegenüber den jeweiligen 
Kommanditgesellschaften von den 
Gesellschaftern A, B, C und D zurück-
behalten werden, stellt sich das Ein-
gangs dargestellte Problem, dass § 24 
UmwStG nur dann Anwendung fin-
det, wenn alles funktional wesentliche 
Sonderbetriebsvermögen der Gesell-
schafter im Zuge der Einbringung in 
eine Personengesellschaft mit in das 
Gesamthandsvermögen dieser Perso-
nengesellschaft übertragen wird. Es 
stellt sich dann lediglich die Frage, ob 
die Darlehensforderungen auf Grund 
ihrer Höhe als funktional wesentliche 
Betriebsgrundlage gewertet werden 
können. Ein Indiz hierfür könnte sein, 
ob die Gesellschaften in der Lage 
wären, die Darlehensforderungen der 
Gesellschafter jederzeit aus liquiden 
Beständen zurückzuführen. Meist 
gibt es hierauf jedoch keine „eindeu-
tige“ Antwort.

Aber auch für den Fall, dass die Gesell-
schafter bereit sind, ihre Darlehensan-
sprüche in die Holdinggesellschaft 
einzubringen und im Gegenzug hier-
für eine Gutschrift auf ihrem bei der 
Holding geführten Darlehenskonto (= 
Fremdkapital) erhalten, ist die Anwen-
dung des § 24 UmwStG und damit 

die gewünschte erfolgsneutrale Ein-
bringung gefährdet. Hierzu regelt Rn. 
24.07 des UmwSt-Erlasses, dass § 24 
UmwStG nur anwendbar ist, soweit 
der Einbringende als Gegenleistung 
für die Einbringung Gesellschafts-
rechte erwirbt. Das erfordert als 
Gegenleistung die Erhöhung des die 
Beteiligung widerspiegelnden Kapi-
talkontos. Die Verbuchung auf einem 
Darlehenskonto reicht nicht aus. In 
diesem Fall könnte die Buchwertfort-
führung nur insoweit erfolgen, als die 
Einbringung der jeweiligen Komman-
ditgesellschaften (GmbH & Co. KG 
1–3) in die Holdinggesellschaft gegen 
Gewährung von Gesellschaftsrechten 
erfolgt. Soweit eine Gegenleistung in 
Gestalt der Gutschrift auf einem Dar-
lehenskonto erfolgt, ist das Wahlrecht 
zur Fortführung der Buchwerte nicht 
gegeben.

Beispiel 4  
(Sachverhaltsvariante)

Abweichend vom Ausgangsfall 
wird nun eine Holding in der 
Rechtsform der GmbH angestrebt. 
Zu diesem Zweck soll die GmbH & 
Co. KG 1, an der A und B beteiligt 
sind, zunächst in eine GmbH umge-
wandelt werden. In einem zweiten 
Schritt sollen dann die GmbH & 
Co. KGs 2 und 3 im Rahmen einer 
Kapitalerhöhung in die durch die 
Umwandlung entstehende GmbH 
eingebracht werden.

Lösung

Unter Hinweis auf die Abbildung 2 
kann eine Personengesellschaft 
in Anwendung der §§ 20 und 25 
UmwStG auf Antrag steuerneutral in 
eine Kapitalgesellschaft umgewandelt 
werden.

Voraussetzung ist aber, dass im Zuge 
der Umwandlung der Personenge-
sellschaft in die Kapitalgesellschaft 
alle Wirtschaftsgüter, die funktional 
wesentliche Betriebsgrundlage dar-
stellen, in die übernehmende Gesell-
schaft mit eingebracht werden. Hierzu 
gehört auch das Sonderbetriebsver-
mögen. In unserem Fall wäre dies also 

die im Eigentum von A befindliche 
und an die GmbH & Co. KG 1 über-
lassene Betriebsimmobilie. Da im Falle 
einer Umwandlung der Personenge-
sellschaft in eine Kapitalgesellschaft 
das Sonderbetriebsvermögen eines 
Gesellschafters nicht automatisch 
mit in die GmbH eingebracht wird, 
wäre bei der hier dargestellten Sach-
verhaltsvariante eine erfolgsneutrale 
Einbringung der GmbH & Co. KG 1 in 
die GmbH nicht möglich.

Dieses Problem lässt sich nur dadurch 
vermeiden, dass der Gesellschafter 
A bereit ist, im Zuge der geplanten 
Umwandlung in die GmbH seine 
Betriebsimmobilie mit einzubringen. 
Dabei kann der klassische Weg eines 
Formwechsels der Personengesell-
schaft in die Kapitalgesellschaft 
gegangen werden, wenn zeitgleich 
eine Einbringung der Betriebsimmo-
bilie des A in das Gesamthandsvermö-
gen der Personengesellschaft erfolgt. 
Ferner könnte die Umwandlung in 
die GmbH auch dadurch erfolgen, 
dass beispielsweise die Gesellschaf-
ter A und B ihre Kommanditanteile 
an der GmbH & Co. KG 1 inklusive 
des Sonderbetriebsvermögens im 
Rahmen einer Kapitalerhöhung in die 
Komplementär-GmbH dieser GmbH 
& Co. KG 1 einbringen. In diesem 
Fall wird das Vermögen der KG im 
Rahmen der nach der Einbringung 
erfolgenden Anwachsung auf die 
GmbH übertragen.

2. Die Definition des  
 Teilbetriebs

a. Europäischer  
 Teilbetriebsbegriff

Im Zuge der Umstrukturierung von 
Familienunternehmen stellt sich des 
Öfteren die Aufgabe, dass einzelne 
Teilbereiche einer gewachsenen 
Unternehmensorganisation rechtlich 
verselbstständigt werden sollen und 
z.B. in eine eigene Tochtergesellschaft 
ausgegliedert werden sollen.

Ausgehend von dem in Beispiel 4 
geschilderten Sachverhalt könnte bei-
spielsweise eine weitere Aufgaben-
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stellung darin liegen, den operativen 
Geschäftsbetrieb der neuen Mutter-
gesellschaft (ehemals GmbH & Co. KG 
1, die annahmegemäß in eine GmbH 
umgewandelt wurde) auf eine neue 
Tochtergesellschaft in der Rechts-
form der GmbH auszugliedern. In der 
Gesellschaft zurückbehalten werden 
sollen die mit der Holdingtätigkeit 
verbundenen Geschäftsaktivitäten.

Unter Hinweis auf die Übersicht in 
Abbildung 2 kann die Übertragung 
des operativen Teilbetriebs auf eine 
Tochtergesellschaft beispielsweise in 
Anwendung des § 20 UmwStG erfol-
gen. Eine wesentliche Voraussetzung 
für die Anwendung dieser Norm ist, 
dass es sich bei dem auszugliedernden 
Geschäftsbetrieb um einen Teilbetrieb 
im steuerlichen Sinne handelt.

Die Finanzverwaltung hat in der Rn. 
15.02 UmwSt-Erlass den Teilbetriebs-
begriff neu definiert und dabei auf 
den europäischen Teilbetriebsbegriff 
abgestellt, der in der sogenannten 
Fusionsrichtlinie definiert ist. 

Nach Rn. 15.02 UmwSt-Erlass ist ein 
Teilbetrieb:

die Gesamtheit der in einem 
Unternehmensteil einer Gesell-
schaft vorhandenen aktiven und 
passiven Wirtschaftsgüter,

die in organisatorischer Hinsicht 
einen selbstständigen Betrieb, 
d.h. eine aus eigenen Mitteln 
funktionsfähige Einheit, darstel-
len.

Für die Umwandlungspraxis birgt 
das Merkmal „Gesamtheit der in 
einem Unternehmensteil vorhande-
nen Aktiva und Passiva“ besondere 
Risiken und kann sich als tückisch 
erweisen. Denn es ist die Übertra-
gung sämtlicher Aktiva und Passiva 
erforderlich, die dem betreffenden 
Unternehmensteil zugeordnet wer-
den können:

Wesentliche Betriebsgrundlagen 
müssen dem Teilbetrieb zugeordnet 
werden, dem sie dienen. Es sind also – 
so wie bisher auch – sämtliche funkti-
onal wesentlichen Be triebsgrundlagen 
zu übertragen.

Beispiele
Wesentliche Betriebsgrundlagen: 
Grundstücke, Produktionsanla-
gen, Patente (wenn die Tätigkeit 
des Teilbetriebs in erheblichem 
Umfang auf ihnen beruht).
Keine wesentlichen Betriebs-
grundlagen: Kurzfristig wieder-
beschaffbare Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, Forde-
rungen, Finanzmittel, Verbind-
lichkeiten.
Nutzen mehrere Teilbetriebe 
gemeinsam eine wesentliche 
Betriebsgrundlage und kann sie 
nicht eindeutig einem Teilbetrieb 
zugeordnet werden, liegt ein 
Umstrukturierungshindernis vor.
Wie schon nach dem bisherigen 
UmwSt-Erlass ist bei Grundstü-
cken eine Realteilung notwen-
dig, im Billigkeitswege kann 
auch Bruchteilseigentum ausrei-
chend sein (Rn. 15.08 UmwSt-
Erlass). In der Beratungspraxis 
führen die Anforderungen an 
den Teilbetrieb sehr häufig zu 
einem „Praktikerfrust“. 

Darüber hinaus müssen alle Wirt-
schaftsgüter übertragen werden, 
die einem Teilbetrieb nach wirt-
schaftlichen Zusammenhängen 
zuzuordnen sind. Dazu gehören ins-
besondere auch Verbindlichkeiten. 
Fraglich ist, ob Wirtschaftsgüter, die 
mehreren Teilbetrieben nach wirt-
schaftlichen Zusammenhängen zuge-
ordnet werden können, ein Umstruk-
turierungshindernis darstel len. Diese 
Auffassung erscheint konsequent, da 
auch wesentliche Betriebsgrundlagen, 
die nicht eindeutig zugeordnet wer-
den können, ein Umstrukturierungs-
hindernis darstellen. U.E. sollte jedoch 
zumindest im Billigkeitswege zuge-
lassen werden, dass eine Zuordnung 
zu dem Teilbetrieb erfolgen kann, 
der das betreffende Wirtschaftsgut 
überwiegend nutzt, sodass insoweit 
die Steuerneutralität der Spaltung 
nicht gefährdet wird. Rechtssicherheit 
wird man insoweit jedoch nur über 
eine verbindliche Auskunft bei der 
zuständigen Finanzbehörde erlangen, 
zu der wir in diesen Fällen unbedingt 
raten.

Abb. 6: Beispiel Teilbetriebe
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Ist eine Zuordnung nach den genann-
ten Kategorien nicht möglich, können 
die betreffenden Aktiva und Passiva 
echten Teilbetrieben frei zugeord-
net werden (neutrales Vermögen, 
Rn. 15.09 UmwSt-Erlass).

b. Erforderlicher Zeitpunkt für  
 das Vorliegen eines  
 Teilbetriebs

Eine weitere Verschärfung in der 
Anerkennung von Teilbetrieben 
hat sich dadurch ergeben, dass für 
Umwandlungen und Einbringungen 
seit dem 01.01.2012 die Teilbetriebs-
voraussetzungen bereits zum steuerli-
chen Übertragungsstichtag vorliegen 
müssen. Ein Teilbetrieb im Auf-
bau ist nicht mehr ausreichend (vgl. 
Rn. 15.03 UmwSt-Erlass). 

Demgegenüber mussten in der Ver-
gangenheit die Teilbetriebsvorausset-
zungen erst bis zum Umwandlungs-
beschluss vorliegen. Für die Praxis 
bedeutet dies eine Notwendigkeit zur 
Vornahme von Umstrukturierungs-
maßnahmen im Vorfeld der Umwand-
lung, um nicht eine Verzögerung um 
ein Jahr hinnehmen zu müssen. Hierzu 
gehören insbesondere:

räumliche Trennung der Betäti-
gungsfelder,

eigener Einkauf, eigener Ver-
trieb,

Zuordnung von Arbeitnehmern,

Einrichtung einer eigenen Buch-
führung,

„Teilung“ von Betriebsgrundstü-
cken.

c. Übertragbarkeit der neuen  
 Teilbetriebsdefinition auf  
 den Betriebsbegriff i.S.d.  
 §§ 20, 24 UmwStG?

Es stellt sich die Frage, ob die unter 
2.a dargestellte Teilbetriebsdefini-
tion auch für die Einbringung eines 
ganzen Betriebes i.S.d. §§ 20, 24 
UmwStG gilt. Insoweit kann jedoch 
Entwarnung gegeben werden. Nach 
bundeseinheitlicher Auffassung der 
Finanzverwaltung wird die Teilbe-

triebsdefinition in der Rn. 15.02 des 
Erlasses nicht analog für die Einbrin-
gung eines ganzen Betriebs nach 
§§ 20, 24 UmwStG angewandt. Dies 
wird damit begründet, dass Rn. 20.06 
nur bezüglich des Begriffs „Teilbe-
trieb“ auf Rn. 15.02 UmwSt-Erlass 
verweist und in der Fusionsrichtlinie 
der Betriebsbegriff nicht legal defi-
niert wird.

Im Fall der Einbringung eines Betriebs 
nach den §§ 20, 24 UmwStG müs-
sen deshalb „nur“ alle (funktional) 
wesentlichen Betriebsgrundlagen 
mit eingebracht werden; die Zurück-
behaltung einer nicht wesentlichen 
Betriebsgrundlage ist nicht steuer-
schädlich. 

Zumindest nach Auffassung der 
Finanzverwaltung in Baden-Würt-

temberg gelten diese Grundsätze 
für die Einbringung eines Mitunter-
nehmeranteils entsprechend. Nicht 
wesentliche Wirtschaftsgüter des 
Sonderbetriebsvermögens müssen 
also nicht zwingend mit eingebracht 
werden, obwohl der UmwSt-Erlass 
in der Rn. 20.10 mit der Verweisung 
auf Rn. 20.05–20.09 insoweit nicht 
eindeutig ist.

3. Die Beachtung von  
 Verbleibensfristen

a. Verhinderung von  
 „Statusverbesserungen“

Im Steuerrecht werden unter dem 
Aspekt der Missbrauchsvermeidung 
zunehmend steuerliche Verbleibens-
fristen verankert, die dann greifen, 
wenn zuvor im steuerlichen Sinne 

Abb. 7: Fallvarianten „Statusverbesserungen“
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begünstigte Umwandlungsvorgänge 
durchgeführt wurden.

Beispielsweise beinhaltet § 22 Umw-
StG eine Sonderregelung für die 
Besteuerung der Anteilseigner und 
enthält eine siebenjährige Verbleibens-
frist zur Verhinderung von steuerlichen 
„Statusverbesserungen“. Dabei sind 
die in Abbildung 7 dargestellten Fall-
varianten zu unterscheiden.

Die Finanzverwaltung hat in Rn. 
22.01 ff. UmwSt-Erlass wichtige 
Aussagen zur Anwendung des § 22 
UmwStG getroffen, auf die im Rah-
men dieser Darstellung aber nicht 
näher eingegangen werden kann. Auf 
folgende Billigkeitsregelung soll aber 
im Hinblick auf den damit verbunden 
Praxisbezug hingewiesen werden.

b. Billigkeitsregelung in  
 Rn. 22.23 UmwSt-Erlass

Die der Einbringung in eine Kapitalge-
sellschaft nachfolgende Umwandlung 
oder Einbringung sowohl des Einbrin-
genden als auch der übernehmenden 
Kapitalgesellschaft stellt grundsätzlich 
eine Veräußerung dar, welche inner-
halb der siebenjährigen Sperrfrist die 
Einbringungsgewinnbesteuerung 
nach § 22 UmwStG zur Folge hat. 

Würde beispielsweise in der zuvor 
unter III.1 im Beispiel 4 dargestellten 
Sachverhaltsvariante der auf die Toch-
ter GmbH ausgegliederte operative 
Geschäftsbetrieb innerhalb der sie-
benjährigen Sperrfrist wieder auf die 
Holdinggesellschaft verschmolzen, so 
liegt eine solche Sperrfristverletzung 
vor.

Denn von einer schädlichen Verwen-
dung ausgenommen sind nach § 22 
Abs. 1 Satz 6 Nr. 2, 4 und 5 jeweils 
2. Halbsatz UmwStG nur sog. „Ket-
teneinbringungen“, wenn diese 
zu Buchwerten erfolgten. Nach 
der Billigkeitsregelung in Rn. 22.23 
UmwSt-Erlass wird der Katalog der 
unschädlichen Folgemaßnahmen – 
über das Gesetz hinaus – auf weitere 
Tatbestände ausgedehnt. Die vorge-
nannte „Rückumwandlung“ wäre 
aber von dieser Billigkeitsregelung 
nicht erfasst.

4. Fallstricke beim Weg in die  
 GmbH

Im Falle der Einbringung eines Betriebs 
in eine GmbH nach § 20 UmwStG ist 
zur Vermeidung von Steuerrisiken der 
„richtige Weg“ gefragt. Die nach-
folgenden Hinweise sollen hierbei 
behilflich sein.

a. Bareinlage mit Agio

Nach einem aktuellen Urteil des Bun-
desfinanzhofs5 ist es für die umwand-
lungssteuerrechtliche Sacheinlage 
nach dem Wortlaut des § 20 Abs. 1 
Satz 1 UmwStG erforderlich, aber 
auch ausreichend, dass der Einbrin-
gende als Gegenleistung („dafür“) 
für die Einbringung des Betriebsver-
mögens neue Gesellschaftsanteile 
erhält. Diese Voraussetzung ist auch 
dann gegeben, wenn der Einbrin-
gungsgegenstand als reines Aufgeld 
neben der Bareinlage zu übertragen 
ist. Im UmwSt-Erlass wird in Rn. 01.44 
ausdrücklich auf diese Möglichkeit 
hingewiesen. Eine Bargründung im 

5 Vgl. BFH-Urteil vom 7.4.2010, Az.: I R 55/09, 
BStBl II 2010, S. 1094

zivilrechtlichen Sinne schließt damit 
die Anwendung von § 20 UmwStG 
nicht mehr aus.

Praxishinweis

Es ist unbedingt darauf zu achten, 
dass

die Bareinlage und Sachein-
lage (Einbringung) nicht auf 
getrennten Vorgängen beruht 
und

die Sacheinlage zumindest teil-
weise in der Kapitalrücklage 
(= Agio) verbucht wird (§ 272 
Abs. 2 Nr. 1 HGB).

Ein Beispiel hierfür ist in Abbildung 8 
enthalten.

b. Fallstrick „Gewährung  
 sonstiger Gegenleistungen“

Bei den Einbringungen nach §§ 20, 
21 UmwStG kann – im Unterschied 
zu den anderen Umwandlungsformen 
– auch eine sonstige Gegenleistung 
gewährt werden. Diese darf aber 
nicht höher sein als der Buchwert 
des eingebrachten Betriebs, Teilbe-
triebs oder Mitunternehmeranteils 

Beispiel: zur Bargründung mit Aufgeld

X errichtet im Mai 2012 im Wege der Bargründung eine GmbH mit einem 
Stammkapital in Höhe von 25.000 . Im Gesellschaftsvertrag wird von ihm die 
Verpflichtung übernommen, als Aufgeld sein Einzelunternehmen (Buchwert des 
BV zum 31.12.2011: 100.000 ) einzubringen. Als steuerlicher Übertragungs-
stichtag wird der 1.1.2012 zugrunde gelegt (§ 20 Abs. 5 und 6 UmwStG). Die 
Eröffnungsbilanz könnte wie folgt dargestellt werden:

Es ergeben sich folgende steuerlichen Auswirkungen:

kein Veräußerungsgewinn von X (Gegenleistung von 50.000  < BW des BV 
von 100.000 , § 20 Abs. 2 Satz 4 UmwStG).

Anschaffungskosten des X für seine GmbH-Anteile i.S.d. § 22 Abs. 1 
UmwStG = 75.000  (25.000  + 100.000  ./. 50.000 , vgl. § 20 Abs. 3 
Satz 1 und 3 UmwStG).

Zugang steuerliches Einlagekonto zum 1.1.2012 nach § 27 KStG = 50.000 .

Abb. 8: Beispiel zur Bargründung mit Aufgeld
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(§ 20 Abs. 2 Satz 4 UmwStG). Prob-
lematisch sind dabei vor allem Fälle, 
in denen in der Handelsbilanz eine 
Aufstockung auf die Verkehrswerte 
erfolgt, steuerlich aber die Buchwerte 
angesetzt werden sollen.

Beispiel

Im Rahmen der Einbringung eines 
Einzelunternehmens (E) wurden 
von der aufnehmenden GmbH die 
Wirtschaftsgüter in der Handels-
bilanz zum 01.01.2012 mit dem 
gemeinen Wert von 500.000,–  
angesetzt. Der Buchwert des 
Betriebsvermögens von E beträgt 
zum 31.12.2011 100.000,– , das 
Stammkapital beläuft sich eben-
falls auf 100.000,– . In Höhe 
von 400.000,– , d.h. der Diffe-
renz zwischen gemeinem Wert 
(500.000,– ) und Stammkapital 
(100.000,– ), wird dem Unterneh-
mer von der GmbH ein Darlehens-
anspruch eingeräumt.

Lösung

Ein Buchwertansatz kommt für die 
Einbringung nicht in Betracht. Es wird 
zwar ein Betrieb gegen Gewährung 
von Gesellschaftsrechten eingebracht. 
Die sonstige Gegenleistung (Darlehen 
i.H.v. 400.000,– ) übersteigt aller-
dings den Buchwert des eingebrach-
ten Betriebs, sodass mindestens der 
Wert der sonstigen Gegenleistung 
(hier 400.000,– ) angesetzt werden 
muss. Die GmbH muss also in ihrer 
Steuerbilanz mindestens einen Wert 
von 400.000,–  für die übernomme-
nen Wirtschaftsgüter ansetzen (§ 20 
Abs. 2 Satz 4 UmwStG). 

Es kommt deshalb bei E zu einem Ver-
äußerungsgewinn i.H.v. 300.000,– 
(anzusetzender Wert 400.000,–  ./. 
Buchwert 100.000,–  = 300.000,–  
Zwischenwertansatz), der als lau-
fender Gewinn nach § 15 EStG zu 
versteuern ist. Ein Freibetrag nach 
§ 16 Abs. 4 EStG wird im Falle eines 
Zwischenwertansatzes nicht gewährt 
(vgl. § 20 Abs. 4 Satz 1 UmwStG); 
auch § 34 EStG kommt nicht zur 
Anwendung. Die Anschaffungskos-

ten des E für seine Anteile an der 
GmbH betragen 0,–  (Wertansatz 
400.000,–  ./. sonstige Gegenleis-
tung 400.000,– ; § 20 Abs. 3 Satz 3 
UmwStG).

Praxishinweis

Dieser Veräußerungsgewinn kann 
nicht dadurch vermieden werden, 
dass nur in der Handelsbilanz ein 
Darlehen i.H.v. 400.000,– , in 
der Steuerbilanz aber nur eine 
Gesellschafterverbindlichkeit von 
100.000,–  ausgewiesen wird. 
Eine Darlehensvereinbarung (hier: 
i.H.v. 400.000,– ) ist ein tatsächli-
cher Vorgang, der nicht wahlweise 
unterschiedlich in der Handels-
bilanz und Steuerbilanz beurteilt 
werden kann. D.h. nur durch die 
Einräumung eines Darlehensan-
spruchs in Höhe von 100.000,–  
(= Buchwert des eingebrachten 
Betriebsvermögens) hätte eine 
teilweise Aufdeckung und Ver-
steuerung der stillen Reserven 
vermieden werden können. In 
der Handelsbilanz der GmbH zum 
01.01.2012 wird sodann die Diffe-
renz von 300.000,–  (500.000,–  
gemeiner Wert . /. 100.000,–  
Stammkapital ./. 100.000,–  sons-
tige Gegenleistung) einer Kapital-
rücklage (§ 272 Abs. 2 Nr. 1 HGB) 
gutgeschrieben.

c. Fallstrick „vorherige  
 Auslagerung von  
 Wirtschaftsgütern“

Anknüpfend an die unter III. 1 im 
Beispiel 4 geschilderte Sachverhalts-
variante kann es das Bestreben der 
Gesellschafter der GmbH & Co. KG 
1 sein, im Vorfeld der Umwandlung 
der Gesellschaft in die GmbH die 
vom Gesellschafter in seinem steuerli-
chen Sonderbetriebsvermögen gehal-
tene Immobilie zuvor auf ein ande-
res Unternehmen oder eine andere 
Gesellschaft auszugliedern.

Dies geschieht vor allem zur Vermei-
dung einer Grunderwerbsteuerpflicht 
und aus Haftungsgründen. Die „Aus-

lagerung“ kann folgendermaßen vor-
genommen werden:

Übertragung des Grundstücks 
zu Buchwerten auf eine Schwes-
tergesellschaft nach § 6 Abs. 5 
Satz 2 EStG (vom Sonderbe-
triebsvermögen der KG 1 in ein 
Sonderbetriebsvermögen einer 
anderen KG) oder

Veräußerung des Grundstücks 
unter Aufdeckung der stillen 
Reserven, ggfs. unter Bildung 
einer Rücklage nach § 6b EStG.

Die Finanzverwaltung prüft in solchen 
Fällen nach Rn. 20.07 UmwSt-Erlass 
die Anwendung der Gesamtplanrecht-
sprechung und ignoriert dabei entge-
genstehende Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofes.6 Der I. Senat des 
BFH hatte keine Bedenken gegen eine 
solche Gestaltung, wenn die Auslage-
rung auf Dauer erfolgt und deshalb 
andere wirtschaftliche Folgen auslöst, 
als die Einbeziehung der Wirtschafts-
güter in den Einbringungsvorgang. 
Dieses Urteil wendet die Finanzverwal-
tung allerdings – trotz der Veröffent-
lichung im Bundessteuerblatt – nicht 
an; es soll sich insoweit nur um ein 
sog. „obiter dictum“ handeln (also um 
eine nicht entscheidungserhebliche 
Aussage des Urteils).

Praxishinweis

Mittlerweile hat der X. Senat des 
BFH im Urteil vom 09.11.2011, X 
R 60/09 entschieden, dass der 
Anwendbarkeit des § 24 UmwStG 
weder § 42 AO noch die Rechts-
figur des Gesamtplans entgegen-
steht, wenn vor der Einbringung 
eine wesentliche Betriebsgrundlage 
unter Aufdeckung der stillen Reser-
ven veräußert wird (hier: An die 
Ehefrau des Einzelunternehmers) 
und die Veräußerung auf Dauer 
angelegt ist (hier: ca. fünf Jahre). 

Völlig unproblematisch ist danach, 
wenn die Veräußerung an einen frem-
den Dritten erfolgt; fremder Dritter 

6 Vgl. BFH-Urteil vom 25.11.2009 – I R 72/08, 
BStBl 2010 II S. 471
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in diesem Sinne kann auch eine Lea-
singgesellschaft sein, von der das 
Wirtschaftsgut anschließend wieder 
zurückgemietet wird („sale and lease 
back“). Nach wie vor problematisch 
ist u.E. dagegen die Veräußerung 
an eine „eigene“ GmbH & Co. KG 
unter Bildung einer Rücklage nach 
§ 6b EStG, wenn diese Rücklage 
anschließend vom Mitunternehmer 
in die erwerbende KG überführt und 
dort von den Anschaffungskosten 
desselben Grundstücks wieder abge-
zogen wird (was nach R 6b.2 Abs. 6 
Einkommensteuerrichtlinien für sich 
betrachtet grundsätzlich möglich ist; 
vgl. dazu auch Rn. 20 des BMF-Schrei-
bens vom 08.12.2011 zur Anwendung 
von § 6 Abs. 5 EStG). Faktisch bein-
haltet diese Vorgehensweise eine 
Buchwertübertragung. Bis zu einer 
endgültigen Klärung durch die BFH-
Rechtsprechung kann in diesem Fall 
Rechtssicherheit nur durch die Ein-

holung einer verbindlichen Auskunft 
erlangt werden.

IV. Zusammenfassung

Vorstehende Ausführungen haben 
gezeigt, dass mit dem Umwandlungs-
steuergesetz und weiteren Bestim-
mungen im Einkommensteuerrecht 
gesetzliche Regelungen bestehen, die 
die Grundlage für eine erfolgsneutrale 
Strukturveränderung in Familienun-
ternehmen bilden. Dabei sind die 
Möglichkeiten einer erfolgsneutralen 
Umstrukturierung aber mit vielen  
Voraussetzungen verbunden, deren 
Erfüllung in der Praxis oftmals Pro-
bleme bereitet. Hier gibt der neue 
UmwSt-Erlass wichtige Hilfestellun-
gen bei der Auslegung der gesetz-
lichen Vorschriften. Vorstehende 
Beispielsfälle haben aber auch deut-
lich gemacht, dass bei den oft sehr 
komplexen Vermögensstrukturen in 

Familienunternehmen eine Vielzahl 
von Problemfällen und Fallstricken 
verbleibt, die bei Umstrukturierungs-
überlegungen zu beachten sind. Es 
wird daher auch weiterhin erforder-
lich sein, bei bestimmten Problem-
fragen verbindliche Auskünfte im 
Vorfeld eines Umstrukturierungsvor-
gangs bei der zuständigen Finanz-
behörde einzuholen. Ferner sollten 
Umstrukturierungsmaßnahmen mit 
genügend zeitlichem Vorlauf vorbe-
reitet werden, um die Steuerneutrali-
tät des Umwandlungsvorgangs nicht 
zu gefährden. Am Schluss bleibt ein 
Wunsch der Beratungspraxis festzu-
halten, dass die Finanzverwaltung 
insbesondere in solchen Fällen, in 
denen verbindliche Auskünfte einge-
holt werden, die Bereitschaft zeigt, 
pragmatische Lösungen (z.B. im Hin-
blick auf die Anforderungen an den 
Teilbetrieb) mitzutragen.
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